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„Dunzisers öfisdie-Klinik"
Berlin NO 18, Waßmannstraße 19

SMilto Itrm- ol Damee-Lelbwäsdie wirf angaosen
Spei.: Oberhemden-Reparatur ? Kragen enger machen

Damen-Leibwäsdie wird neu mit Spitzen besetzt.

Bote holt und bringt Wasche ins Haus.

Volle Garantie für die Wasche wird übernommen.

Kollegen and Kolleginnen erkalten 10 Prosent.

Im Februar d. J. erschien und ist durch

den unterzeichneten Verlag zu beziehen:

Arzneiuerortfnungsbuch
?or (De Krankenkassen Berlins und derOororte pro 1919
Preis pro Exemplar 3,25 Mk. Inkl. Porto.

Wir empfehlen jeder Krankenkasse,
sich ein solches Buch zu beschaffen.

Ierlog der Zentralkomnlssion der Krankenkassen Berlins

and der Vororte, Berlin C 25, AleianderstraBe 3840.

Allgemeine Ruhegehaltsversicherung
Deutscher Krankenkassen • Sitz Weimar

Rechtsfähiger Verein nach § 22 BGB.

Unter der Aufsicht dea Staatsministeriunis in Weimar.

IWeck. ^*«funfl v°n Ruhegehalt, Witwen- und Waisenversor-

=== Ruog» Heilverfahren für Angestellte im Dienste deutscher

Krankenkassen.

RQcfcvsrskharung der Angestellten auf unbeschränkte Zeit,
wenn der Antrag bis zum 31. Dezember 1919 gestellt wird.

Welttrversimeruna. nicht mehr im Kassendienste tätiger
Angestellter.

«eltrtttsbereebtlgt aind alle im § 225 Absatz I RVO. bezeichneten

Krankenkassen und alle in den §§ 406 u. 414RVO.genanntenVerbände.

Auakunft erteilt und Zusendung der Drucksachen bewirkt

Die Verwaltung. Weimar, Postschließfach 15.

Kassengehilfe
19 Jahre alt, von Süddeatschland, *"eht

anderweit Stellung bei Orts-. Innung* ,

Betriebskrankenkavse oder sonstigem Be¬

triebe in Mitteldeutschland. Bewerber war

ober 2 Jahre be» einer größeren Ortskranken¬

kasse tatig, beherrscht die RVO.» Ist im

Krankenkassenwesen und mit der Invaliden¬

versicherung vertraut Ausführliche Offerten

eibeten Mttf L. W. AT. an die Expedition
dieser Zeitschrift. J7**

Nebenuerdlßns'ß und

Exlstenzmösilchkelten
weist Ihnen meine Broschüre. Preis

Mk. 1,— bei Nachnahme zuzügl.
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Otto Köhler. Dre*den-N.,
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n. „Volkstum.. Zeitschrift"
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zu verkauten. Nähere Auskunft

erteilt Ortsgruppe Grott-Berlln.
Stralauer Straße 56.
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Die Leistungspflichten des Unfallversicherungsträgers
für geisteskranke Unfallverletzte-

Von Sekretär J. Eckert« Deisenhofen bei München.

Geisteskrankheit eines Unfallverletzten, als

zweifellose Folge eines entschädigungspflichtigen
Betriebsunfalles, schließt bekanntlich in ihrer

äußeren Erscheinung das Auftreten verschieden¬

artiger Formen in sich; halten sie sich in

solchen Grenzen, daß innerhalb derselben aus¬

schließlich der Erkrankte selbst betroffen bleibt,
so bedarf es keiner besonderen Erwähnung der

hier gebotenen Fürsorgepflicht des Versicherungs¬
trägers, weil diese dann in gleichem Maße ge¬
geben erscheint, wie bei jeder anderen Erkran¬

kungsart Darüber hinaus kennen wir aber in

der Praxis Erscheinungsformen der Geisteskrank¬

heit, die vor allem die Mitmenschen in hohem

Maße mitgefährden und deshalb eine besondere

Fürsorge bzw. Verwahrungspflicht gegenüber
dem erkrankten Versicherten notwendig machen

können; so unter anderem wenn die Art der Er¬

krankung eine gemeingefährliche Form annimmt

und sich dadurch die Unterbringung des Ver¬

sicherten auf Grund der polizeilichen Vorschriften
in eine Irrenanstalt als notwendig herausstellt.

Regelmäßig wird dann die Frage zur Erörterung
kommen müssen, wer endgültig die Kosten der

Unterbringung des Versicherten in der Irren¬

anstalt zu tragen hat, der Träger der Unfall¬

versicherung oder aber die für den Versicherten

zuständige Armenbehörde (Heimatgemeinde) bzw.
in welchem Umfange sonst der Unfallversiche¬

rungsträger seinen Leistungspflichten aus diesem

Versicherungsfalle gerecht zu werden hat.

Bemerkenswert ist hier zunächst der Hinweis
auf die im gleichen Falle in mehrfachen, unter

der Geltung der alten Versicherungsgesetze er¬

gangenen Entscheidungen für die Träger der

sozialen Ärantenversicherung gefolgerte Ver¬

pflichtung, inhaltlich der für die Krankenkasse
als Rechtsnorm aufgestellt wurde, daß durch die

höheren Rücksichten auf das öffentliche Wohl,
die im einzelnen Falle wegen der Gemeingefähr-
jichkeit des Versicherten zu wahren sind, das

I

Wahlrecht der Krankenkassen hinsichtlich der
Art der zu gewährenden Behandlung ausgeschaltet
sei und für sie sogar die Pflicht zur Anstalts¬

unterbringung bestünde, zumal in anderer Weise
eine zweckentsprechende Leistung der Kasse als
Schuldnerin wohl nicht denkbar erscheine; vgl.
Entscheidungen des bayer. VGH., Entsch.-Samml.,
Bd. 21 S. 151, Bd. 24 S. 275, Bd. 25 S. 253, 328.

Dieser Standpunkt mußte damals schon recht be¬

denkliche Zweifel begründen lassen; seine oftmals
versuchte Anwendung für den Geltungsbereich
der sozialen Unfallversicherungsgesetze ist unter

keinen Umständen und schon gar nicht in seiner

Allgemeinheit zu rechtfertigen, solange die recht

liehe Natur der Bestimmungen des § 597 RVO.
den Unfallversicherungsträgern ein ausschließ¬
liches Wahlrecht einräumen, dem Versicherten an

Stelle der Rente freie Kur und Pflege in einer
Heilanstalt zu gewähren, die Ausübung des Wahl¬
rechts also in dem beliebigen, wenn auch pflicht¬
mäßigen Ermessen des Versicherungsträgers
bleibt und er keine gesetzliche Pflicht zur An¬

staltsbehandlung besitzt. Das pflichtmäßige Er¬

messen des Unfallversicherungsträgers an der

Einleitung eines Heilverfahrens bzw. an der Unter¬

bringung des Versicherten in einer Heilanstalt

muß für ihn mit der Überzeugung endigen, daß

auch diese Fürsorgeart eine Erhöhung der

Leistungsfähigkeit des Versicherten oder die

Hintanhaltung ihrer Verminderung nicht mehr

zu erreichen ist; das kann man in der über¬

wiegenden Mehrzahl der Fälle annehmen, wenn

ein Unfallverletzter wegen Gemeingefährlichkeit
oder wegen sonstiger die Allgemeinheit gefähr¬
dender Umstände in einer Irrenanstalt zwangs¬
weise untergebracht werden muß. Ist die Aus¬

sichtslosigkeit irgend welcher nennenswerten

Besserung in den Unfallfolgen festgestellt, so

kann der Unfallversicherungsträger zum min¬

desten seinen Interessen nicht entgegen handeln,
wenn er die Übernahme der Kosten der Unter-
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bringung in die Irrenanstalt ablehnt und es bei

der Renten2ahlung beläßt Mag man sonach im

einzelnen Falle die sachlichen Erwägungen für

die endgültige Entscheidung der Kostenübernahme

gelten lassen, so könnte man zudem in den Fällen,
in denen die Unterbringung des Versicherten in

eine Irrenanstalt ohne vorherige Erholung des

Einverständnisses des Unfall Versicherungsträgers
erfolgt ist, noch den Einwand entgegensetzen,
daß der Versicherungsträger zur rechtzeitigen

Ausübung seines Wahlrechts ohnedies tatsächlich

außerstande gesetzt war.

Ungeachtet dessen muß natürlich immer noch

von vornherein die Frage aufgeworfen werden,
ob mit der Unterbringung eines Versicherten in

eine Irrenanstalt auch tatsächlich die Gewährung
einer „Heilbehandlung" an dem Versicherten in

Frage kommt, oder ob die Unterbringung nur

wegen solcher Umstände veranlaßt wurde, die

ausschließlich durch die Rücksicht auf die Sicher¬

heit der Mitmenschen geboten sind — aus poli¬
zeilichen Erwägungen. Die Rechtsprechung vor

Inkrafttreten der Reichversicherungsordnung hat

hier keinen engherzigen Standpunkt vertreten und

sich in den meisten Fällen dahin ausgesprochen,
daß die Unterbringung eines Geisteskranken in

eine geschlossene Anstalt wohl auch den Inter¬

essen der in ihrer Sicherheit bedrohten Mit¬

menschen gerecht werde, daneben aber auch

ebenso sehr den eigenen Interessen des Kranken

entspreche, indem die Art seiner Kur und Ver¬

pflegung eben nur ihm zugute komme; das

preußische Oberverwaltungsgencht hat sogar in

mehrfachen Entscheidungen angenommen, daß

auch die nur zum Schutze anderer erfolgende
Festnahme und Unterbringung eines an sich

arbeitsfähigen Versicherten diesen „hilfsbedürftig
im armenrechtlichen Sinne44 mache und damit

mittelbar das Unterstützungsbegehren in solchen

Fällen gegenüber den Krankenkassen als be¬

rechtigt erklärt Aus der neueren Zeit kennen

wir eine grundsätzliche Entscheidung des Reichs¬

versicherungsamts (vgl. Amtl. Nachr. 1916 S 638

Ziff. 2254), mit welcher im Anschluß an die ständige
Rechtsprechung des Bundesamtes für das Heimat¬

wesen der Grundsatz vertreten wird, daß armen¬

rechtliche Hilfsbedürftigkeit nur vorliegt, wenn

jemand in seinem eigenen Interesse einer Für¬

sorge bedarf, mag diese auch zugleich aus anderen

Gründen geboten sein, daß Hilfsbedürftigkeit also

nicht vorliegt, wenn die Unterbringung eines

Menschen nur wegen seiner Gefährlichkeit, also

ausschließlich zum Schutze anderer, erfolgt; für

unsere Fälle ist sodann aber ausschlaggebend,
was das Reichsversicherungsamt in der gleichen
Entscheidung noch anfügt, daß nämlich die Unter¬

bringung vor allem dann hilfsbedürftig im Sinne

des § 1531 RVO. macht, wenn dem Erkrankten

aus dem Verbleiben in seiner bisherigen Um¬

gehung infolge seines Zustandes eine erhebliche
Gefahr erwachsen würde; daran ändere es auch

richts, wenn daneben für die Unterbringung die

Gefährlichkeit für andere bestimmet d gewesen
ist. Mm wird zugeben, daß die letzteren Er-

wägunyen wohl in der Mehrzahl der Falle ein¬

schlägig bleiben, so dafi auch zur Not eine aus¬

reichende Unterlage für die Schlußfolgerung der

„Heilbehandlung*4 gegeben erscheint. Praktisch

könnte höchstens nur dann die Verneinung der

Heilriehandlung erfolgen, wenn die Unterbringung
des Kranken sich ausschließlich als eine Poüzei-

maßnahme darstellt, also beispielsweise bei solchen

Kranken, die nur deshalb der Verwahrung be¬

dürfen, weil sie die öffentliche Ruhe unj Ord¬

nung stören, die Allgemeinheit belästigen und

dergleichen. Eine gleiche Beurteilung verdiente

auch der Fall, daß sich die Unterbringung wegen
der Neigung des Kranken zur Vermögens¬
verschwendung als notwendig erweist.

Rechtlich erzwirgbar ist somit die Kosten¬

übernahme für die Unterbringung eines gemein¬
gefährlichen Geisteskranken von Seiten des Un¬

fallversicherungsträgers nicht, auch in dem einen

Falle nicht, wenn der Versicherte vor seiner Ein¬

Schaffung in die Irrenanstalt von dem Unfall¬

versicherungsträger etwa in eine andere Heil¬

anstalt zum Zwecke der Behandlung der Unfalls¬

folgen bereits eingewiesen war und die Unter¬

bringung in die Irrenanstalt von der anderen

Heilanstalt weg erfolgen mußte. Der Unfall¬

versicherungsträger ist nicht an die einmal von

ihm gewählte Krankenhaus- bzw. Anstaltspflege
derart gebunden, daß er diese auch fortsetzen

müßte, wenn etwa die Belassung in dem ge¬
wählten Krankenhaus (Heilanstalt) nicht mehr

möglich wäre; mit der notwendig gewordenen
Überführung in die Irrenanstalt erlischt die frei¬

willig gewählte Verpflichtung des UnfallVersiche¬

rungsträgers zur Fortsetzung der von ihm an¬

geordneten Behandlung.
Ob der Unfallversicherungsträger freiwillig

die Einverständniserklärung zur Kostentragung
bei der Unterbringung des Verletzten in die

Irrenanstalt abgeben will, ist eine Frage für sich,
bei der nicht zuletzt rein ökonomische Er¬

wägungen den Ausschlag geben werden, insofern

vielleicht die sonst nötige Fürsorgepflicht nicht

oder nicht wesentlich teurer zu stehen käme, als

die für die Unterbringung anfallenden Kosten.

In engster Verbindung mit der Frage der Kosten¬

übernahme durch den Unfall versicherungsträger
überhaupt, steht zugleich auch die Frage, in

welche Form dieser seine Willenskundgebung
den Antragstellern gegenüber zu kleiden hat,
insbesondere ob die Ablehnung der beantragten
Kostenüoernahme in einem berufungsfähigen Be-

scheide ausgedrückt werden muß. Das letztere

Verlangen ist unbedingt zu verneinen^ denn, wie

bereits betont, ist die Übernahme des stationären

Heilverfahrens lediglich ein Wahlrecht des Ver¬

sicherungsträgers, dessen Ausübung ihm auch

im Rechtsmittelzuge nicht auferlegt werden kann.

Ausgenommen erscheint hier lediglich das nur

im äußersten Falle in Frage kommende Recht

der Aufsichtsbehörde, auf Grund ihrer aufsichts¬

rechtlichen Befugnisse einzugreifen, insoweit die

Interessen der von dem Versicherungsträger er¬

faßten Mitglieder und Versicherten durch das

Verhalten des Versicherungsträgers ernstlich

bedroht erscheinen.

Der erhöhten Fürsorgepflicht, welche ge:stes-
.kranke Unfallverletzte unleugbar nun eintral

beanspruchen können, vermag sich jedoch anderer¬

seits der Unfallversicherungsträger dann nicht

zu entziehen, wenn es sich um Ausmaß und Höhe

der de:n Verletzten zustehenden Rente handelt;
schon unter gewöhnlichen Voraussetzungen, wenn

ein geisteskranker Versicherter nicht völlig der

Vernunft beraubt und noch imstande wäre, ein

gewisses Maß von Arbeit theoretisch zu ver¬

richten, wird man im allgemeinen gleichwohl das

Vorliegen völliger Erwerbsunfähigkeit annehmen

und einem solchen Versicherten die Vollrente

zuerkennen müssen. Tritt dann noch im Zu¬

stande des Verletzten eine solche Verschlimme¬

rung ein, daß sich eine Gemeingetährlichkeit
herausstellt und deshalb seine Unterbringung in

der geschlossenen Anstalt notwendig wird, s«
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kann darin mit Recht eine wesentliche Verände¬

rung in den Verhältnissen im Sinne des Gesetzes

anerkannt werden und so sich die Möglichkeit

ergeben, zur Frage der Gewährung der Hilflosen-
nnte Stellung zu nehmen. Zahlreiche Entschei¬

dungen unserer obersten Instanzen haben hier

dem Begehren nach der Hilflosenrente Rechnung

getragen, wenn nach Lage des Falles der Zu¬

stand des Versicherten ein solcher war, daß er

ohne fremde Wartung und Pflege nicht mehr

hätte bestehen können. Weniger einheitlich wurde

das Maß der bestehenden Hilflosigkeit und damit

die Höhe der jeweils berechtigten Hilflosenrente

eingeschätzt; die Entscheidungen lassen hier die

Bestimmung cies Rentensatzes in beliebiger Höhe

erkennen; das bayerische Landesversicherungsamt
hat in früheren Entscheidungen sich wieder¬

holt für eine Söprozentige Hilflosenrente aus¬

gesprochen, indem es den erhöhten wirtschaft¬

lichen Aufwand des auf Wartung und Pflege an¬

gewiesenen Versicherten in entsprechende Be¬

rechnung zog. Dieser Standpunkt hat jedoch den

Nachteil, daß sich für den Rentenberechtigten,

der nur einen geringeren Jahresarbeitsverdienst

bei der erstmaligen Berechnung der Rente zu¬

grunde gelegt erhalten konnte, sich kaum ein

genügender wirtschaftlicher Ausgleich bei der

nur 85prozentigen Hilflosenrente erzielen ließ

und andererseits ein Versicherter, der einen sehr

hohen Jahresarbeitsverdienst bezog, bei dem

gleichen Verfahren ungerechtfertigterweise wirt¬

schaftlich besser gestellt werden kennte. Eher

möchte man schon dem Verfahren zustimmen,

das ausschließlich den jeweiligen Grad der be¬

stehenden Hilflosigkeit unter Berücksichtigung
der besonderen Verhältnisse im einzelnen Falle

entscheidend sein läßt.

Die Leistungspflichten des Unfallversiche¬

rungsträgers für einen geisteskranken Versicherten

werden sich schließlich noch bei dem Ersatzbegehren
eines Armenverbandes entsprechend den Vor¬

schriften der §§ 1527 ff. RVO. bemerkbar machen,

wenn der geisteskranke Versicherte infolge be¬

stehender Hilfsbedürftigkeit von einer Gemeinde

oder einem Armenverbande unterstützt worden

ist. Hierbei ist wiederum der Grundgedanke der

Einheitlichkeit der Leistungen bei dem Ersatz¬

hegehren für die Kosten der Unterbringung des

Versicherten in der Irrenheilanstalt von erhöhter

Bedeutung, schon im Hinblick auf die praktischen
Wirkungen des § 1535 RVO., der neben dem Er¬

satz aus der Unfallrente dem Unfallversicherungs¬

träger unter Umständen ganz beträchtliche Auf¬

wendungen aus eigenen Mitteln für die Kranken¬

behandlung zeitigen müßte. Ob die Einheitlich¬

keit des Leistungsgrundes bei der Unterbringung
(-;nes Versicherten in einer Irrenanstalt gegeben
ist, wird man wiederum den gleichen Bedenken

unterwerfen, wie sie oben bei der Erwägung der

^Heilbehandlung44 des geisteskranken Verletzten

m Ausdruck gekommen sind und die Berechti¬

gung des Frsatzbegchrens gleichfalls verneinen

müssen, wenn sich die Unterbringung in der Irren¬

anstalt ausschließlich als eine Polizeimaßnahme

°der als eine lediglich im wirtschaftlichen Inter-

se des Verletzten gelegene Fürsorgemaßnahme
darstellt Es kommt also für die Ersatzpflicht
des Unfallversicherungsträgers gegenüber dem

Armenverbande nur darauf an, ob der Unfall¬

versicherungsträger dem vom Armenverbande

(Gemeinde) unterstützten Versicherten Kranken¬

behandlung hätte gewähren müssen, wenn der

Versicherte diese bei ihm unmittelbar und nicht

bei dem ersatzbegehrenden Armenverbande in

Anspruch genommen hätte; der Unfallversiche¬

rungsträger kann deshalb andererseits dem Er¬

satzanspruch des Armenverbandes nicht mit dem

Einwand begegnen, daß er gesetzlich zur Gewäh¬

rung von Anstaltsbehandlung nicht verpflichtet
werJ^n kann, zudem ja die Vorschrift der Ziff. 2

des §1535 a.a.O. dem ausdrücklich entgegen¬
stünde. Wenn im übrigen die Bestimmungen des

§ 1534 a. a. 0. das Verlangen der Einheitlichkeit

des Leistungsgrundes besonders betont haben,
so findet dies seine volle Berechtigung darin, daß

der Grundsatz der mittelbaren Unterstützung und

der armenrechtlichen Familieneinheit auf das

Gebiet der Reichsversicherungsordnung nach

wiederholten Entscheidungen unserer obersten

Spruchbehörden anzuwenden ist; danach ist

rechtlich stets nur das Familienhaupt als unter¬

stützt anzusehen, mag ihm die Unterstützung un¬

mittelbar oder mittelbar durch seine armenrechtlich

unselbständigen Angehörigen zuteil werden, so

daß praktisch beispielsweise bei der Unterbringung
der geisteskranken Ehefrau des Verletzten oder

eines geisteskranken Kindes des letzteren nur

der Verletzte allein als unterstützt bzw. hilfs¬

bedürftig anerkannt wird; ob dann das weitere

Verlangen, daß diese mittelbare Unterstützung
„infolge des Unfalles44, wie dies im Gesetz ver¬

langt wird, tatsächlich zu gewähren ist, erfüllt

werden kann, ist eine Entscheidungsfrage natürlich

für sich, deren Bejahung möglich erscheint, wenn

der Verletzte seinen Unterhaltspflichten gegen¬

über seinem geisteskranken Angehörigen wegen

der mit dem UnfaJJe mittelbar in Zusammenhang
stehenden Verdienstbußen usw. nachweislich nicht

mehr hätte nachkommen können. Umgekehrt kann
der gleiche Grundsatz der armenrechtlichen Fa¬

milieneinheit den Ersatzanspruch eines Armen-

verbnndes hinfällig machen, wenn die Ehefrau

selbst gegenüber einem Unfallversicherungsträger

wegen ihrer mit den Folgen eines Betriebsunfalles

ursächlich in Zusammenhang stehenden Geistes¬

krankheit entschädigungsberechtigt wäre; der

Zugriff des Armenverbandes auf die Rente der

Ehefrau ist, wenn sie nicht ausnahmsweise zu¬

gleich das Familienhaupt ist, ausgeschlossen, da

die Einheitlichkeit der Person beiderseits nicht

übereinstimmt (vgl. zustimmend grundsätzliche
Entscheidung des RVA. vom 20. März 1915, Amtl.

Nachr. 1915 S. 643).
Ein dem Grunde nach einwandfrei berech¬

tigter Ersatzanspruch des Aimenverbandes kann

andererseits selbst mit dem Hinweis nicht zum

Scheitern kommen, daß durch den Zugriff auf die

Unfallrente des Verletzten seine etwa gegen ihn

unterhaltsberechtigten Angehörigen der zu ihrem

Lebensunterhalt notwendigen Mitteln entbehren;

das preußische Oberverwalturgsgericht hat mit

Entscheidung vom 22. April 1912 (Breithaupt 1912

S. 238) sich in einem solchen Falle dahin erklärt,

daß der Ersatzanspruch des Armen verbandes auch

dann besteht, wenn die Ehefrau durch die In¬

anspruchnahme der Rento in Notlage versetzt

würde ur.d ferner auch dann, wenn von ihr die

Entlassung des Ehen annes aus der Irrenanstalt

gefordert werden dürfte.

Das Maß und der Umfang der tatsächlichen

Befriedigung des Ersatzanspruches bestimmt sich

im übrigen nach den weiteren Vorschriften des

§ 1535 RVO., die gegenüber den für die Befriedi¬

gung der weiteren Ersatzansprüche von Kranken¬

kassen usw. geltenden, im wesentlichen nur in

bezug auf die Höhe des Ersatzes für Aufwendungen

zur Krarkenbehandlungabweichen; danach können

Armenverbände und Gemeinden nicht Pauschal-
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ersatz, sondern stets nur Ersatz des wirklichen

Aufwandes für häusliche oder Krankenhaus¬

behandlung von dem Unfallversicherungsträger
verlangen. Im Falle der Anstaltsbehandlung
steht sich der Ersatzberechtigte hierdurch in der

Regel besser, als die Träger der beiden anderen

Zweige der Reichsversicherung, da die wirklichen

Kur- und Verpflegungskosten sich meist höher

als nur auf ¦/• eines begrenzten Grundlohnes

stellen werden. Von den Gesamtkosten der An¬

staltsunterbringung müssen die rein für Ver¬

pflegung und Unterbringung anfallenden abgesetzt
werden; der Rest der verbleibenden Kur- und

Verpflegungskosten ergibt dann die von dem

Versicherungsträger aus seinen eigenen Mitteln

zu zahlenden Kosten der Krankenbehandlung.
Daneben müssen die anderen Unterhaltskosten,

sowie die allenfallsigen Unterstützungen an die

Angehohrigen aus der Unfallrente der Verletzten

bis zu dem halben Betrage für die übereinstim¬

menden Zeiträume ersetzt werden. Ersatz wei¬

terer Kosten und Aufwendungen des Armen¬

verbandes, vor allem von Feststellungskosten fttr

notwendig gewordene ärztliche Atteste und Gut¬

achten oder auch von Kosten der Überführung
des Verletzten in die Irrenanstalt, ist im Gesetz

nicht vorgesehen. — Insoweit die Befriedigung
der Aufwendungen des Ersatzbegehrenden aus

der Unfallrente des Verletzten in Frage kommt,
ist zu beachten, daß nach der neueren Recht¬

sprechung des Reichsversicherungsamts zur Ver¬

meidung von Doppelleistungen die Zustimmung
des Berechtigten bzw. dessen gesetzlichen Ver¬

treters, beizubringen ist.

Ein Wort zur Erstattung der Barauslagen der

Versicherungsämter.
Von Berufsgenossenschaftssekretär H. Spuck, Mainz.

Die Höhe der Erstattungsforderungen der

Versicherungsämter an die Berufsgenossenschaften
über Barauslagen am Ende eines jeden Geschäfts¬

jahres gibt Veranlassung, auf folgenden Punkt

hinzuweisen, der, da er allgemeines Interesse hat,
bei der nächsten sich bietenden Gelegenheit als

Unterlage für eine Änderung der diesbezüglichen
Bestimmungen der Reichs Versicherungsordnung
mitverwendet werden könnte, falls bei dieser Ge¬

legenheit die gegenwärtig zwischen den Versiche¬

rungsämtern und Versicherungsträgern bestehen¬

den Verhältnisse nicht ganz beseitigt werden

sollten.

Nach § 59 Abs. 2 RVO. haben die Versiche¬

rungsträger die in Spruchsachen (§§ 1591 bis 1674)
entstandenen Barauslagen des Verfahrens mit

Ausnahme der Bezüge der Versicherungsvertreter
zu erstatten, soweit die Barauslagen nicht nach

Abs. 3 des genannten Paragraphen zu erstatten

sind. Wenn nicht ein anderer Zeitpunkt zwischen

dem Versicherungsamt und dem Versicherungs¬
träger vereinbart ist, erfolgt die Erstattung der

Barauslagen am Ende eines jeden Geschäftsjahres
(vgl. § 97 der Verordnung über Geschäftsgang
und Verfahren der Versicherungsämter vom

24. Dezember 1911). Da nun mittlerweile über

die zu erstattenden Barauslagen Klarheit ge¬
schaffen ist, können in den weitaus meisten Fällen

bei den Berufsgenossenschaften nur noch Porto¬

kosten zur Anmeldung und Erstattung kommen.

Es laufen deshalb wohl bei allen berufsgenossen¬
schaftlichen Verwaltungen am Schlüsse des Jahres

eine große Anzahl Erstattungsanträge von Ver¬

sicherungsämtern ein, die auf Beträge von 20, 30,
40 und 50 Pf. lauten. Die Forderungen sind aus

dem Grunde so gering, weil in dem abgelaufenen
Geschäftsjahre durch das anfordernde Versiche¬

rungsamt meistens nur eine Einspruchssache für

die erstattungspflichtige Berufsgenossenschaft
bearbeitet worden ist.

Die Anforderung solch geringer Beträge sollte

unterbleiben. Man könnte in dieser Beziehung
sogar so weit gehen, daß Beträge bis zu 1 Mk.

im Jahre für ein und denselben Versicherungs¬
träger nicht anzufordern wären.

DieNichtanforderung von Barauslagen in oben¬

genannten Höhen begründet sich wie folgt:
Vergegenwärtigt man sich die Forderungen

und denkt über die Arbeiten bzw. Kosten nach,

i

die sie bereits dem Versicherungsamt durch

Buchungen, Anfertigung von Einzelbelegen, Auf¬

stellung von Jahresnachweisungen und Portis

verursacht haben, so muß auf den ersten Blick

klar werden, daß es sich absolut nicht lohnt, nun

mehr diese 50, 40, 30 oder gar 20 Pf. auch noch

von einer anderen Stelle zurückzufordern. Eine

Erstattungsanmeldung in solcher Höhe bedeutet

tatsächlich eine Vergeudung von Zeit, Arbeits¬

kräften und Material, denn in vielen Fällen sind

die Aufwendungen des Versicherungsamts selbst

hierfür schon höher, als es überhaupt erstattet

erhält. Dazu kommt noch, daß dadurch, daß sich

auch die Berufsgenossenschaften mit den Liqui¬
dationen der Versicherungsämter beschäftigen
müssen — sie haben die Ansprüche vor allen

Dingen zu prüfen, eventuell unter Vorlage der

Akten undsodann Kassenanweisungenanzufertigen
und schließlich den Betrag durch die Post post-
geldfrei zuzustellen — die Verwaltungskosten
weiterhin noch wesentlich erhöhe«. Noch ein

dritter und vierter Umstand kann die Verwaltungs¬
kosten der Beteiligten steigern: Es gibt viele

Versicherungsämter, die am Schlüsse des Ka¬

lenderjahres ihre Liquidationen zuerst dem zustän¬

digen Regierungspräsidenten einreichen müssen

und dieser erst gibt sie nach einer Neuaufstellung
bzw. Zusammenstellung mit den Unterbelegen
zur Erstattung an die Berufsgenossenschaft ab,
und endlich muß die Berufsgenossenschaft hierbei

in vielen Fällen außer der Einsendung der Bar¬

auslagen eine zweite Ausfertigung der Liquidation
dem Regierungspräsidenten besonders einsenden.

All diese Arbeiten der Berufsgenossenschaft ver¬

ursachen ebenfalls Kosten, die in Verbindung
mit den Aufwendungen der Versicherungsämter
selbst in gar keinem Verhältnis zu den zu er¬

stattenden Auslagen stehen. Daß ein solches

Verfahren auf die Dauer nicht beibehalten werden

kann, liegt wohl klar auf der Hand.

Nach alledem dürften Barauslagen, die nach

den Notierungen am Schlüsse des Geschäftsjahres
(bei jährlicher Abrechnung) zusammen für ein

und denselben Versicherungsträger nicht mehr

als 50 Pf. oder gar 1 Mk. betragen, nicht zur Er¬

stattung angemeldet werden, sondern diese Aus¬

lagen müßten endgültig dem Versicherungsamt
zur Last fallen.

Zum Schlüsse möchte ich mir noch einen
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Vorschlag für die Gegenwart erlauben. Es dürfte

wohl genügen, wenn die Versicherungsämter ihre

Barauslagen auf den Anschreiben bei Rück¬

sendung der Einspruchsverhandlungen an die

Versicherungsträger kurz vermerkten, anstatt be¬

sondere Liquidationen den Verhandlungen bei¬

zulegen. Solche besonderen Belege sind voll¬

kommen überflüssig; sie erfordern Material und

Mehrarbeit und tragen nur dazu bei, die Akten

unnötigerweise zu vermehren und das Verfahren

umständlicher zu gestalten. Viele Versicherungs¬
ämter verfahren heute schon so.

Verwaltung.
Das Mitbestimmungsrecht der Kassen¬

angestellten und die Reicfasversicberungs-
ordnung. In den letzten Wochen erlebte Deutsch¬

land die erste große Angestelltenbewegung, welche

eine rein ideelle Forderung, das Mitbestimmungs¬
recht der Angestellten bei der Einstellung, Beförde¬
rung, Kündigung and Entlassung von Angestellten
auf ihren Schild erhoben hat Neben den An¬

gestellten öffentlicher Körperschaften haben sich

auch die Krankenkassenangestellten der Bewegung
angeschlossen und von den Vorständen der Ver¬

sicherungsträger die Anerkennung ihres Mit¬

bestimmungsrechtes — in Berlin unter Ansehung
einer kurzen Frist — verlangt. Wieweit diese

Forderung, die einen guten Kern enthält und den

Angestellten nicht nur neue Rechte, sondern auch

neue Pflichten und eine große Verantwortung
auferlegt, vom verwaltungstechnischen Stand¬

punkte aus betrachtet, durchführbar ist, soll hier

unerortert bleiben. Es soll nur untersucht werden,
wie sich die Reichsversicherungsordnung zu dem

geforderten Mitbestimmungsrecht der Kassen¬

angestellten verhält.

Bei den Krankenkassen werden die aus Mitteln

der Kasse bezahlten Stellen der Beamten und

Angestellten durch den Vorstand besetzt (§ 349).
Angestellte, die nicht nach Landesrecht staatliche

oder gemeindliche Beamte sind, unterstehen der

Dienstordnung. Für Angestellte, die nur auf

Probe, zu vorübergehender Dienstleistung (Hilfs¬
arbeiter) oder zur V orbereitung beschäftigt werden
oder die das Amt ohne Entgelt nur nebenher aus¬

üben, gilt aber die Dienstordnung nur, soweit sie

es ausdrücklich vorsieht (§ 351). Die Dienst¬

ordnung regelt die Rechts- und die allgemeinen
Dienstverhältnisse der Angestellten, insbesondere

den Nachweis über fachliche Befähigung, ihre

Zahl, die Art der Anstellung, die Kündigung oder

Entlassung und die Festsetzung der Strafen (§352).
Sie regelt ferner, unter welchen Voraussetzungen
Beförderung stattfindet (§353 Abs.2). Wer der

Dienstordnung unterstehen soll, wird durch schrift¬

lichen Vertrag angestellt Die Kündigung und

Entlassung solcher Angestellten erfolgt durch

Mehlheitsbeschluß des Vorstandes, darf aber nach

zehnjähriger Beschäftigung nur aus einem wich¬

tigen Grunde stattfinden. Kündigung und Ent¬

lassung darf für Fälle nicht ausgeschlossen werden,
in denen ein wichtiger Grund vorliegt. Angestellte,
die ihre dienstliche Stellung oder ihre Dienst¬

geschäfte zu einer religiösen oder politischen Be¬

tätigung mißbrauchen, hat der Vorsitzende des

Vorstandes zu verwarnen und bei Wiederholung,
nachdem ihnen Gelegenheit zur Äußerung ge¬

geben worden ist, sofort zu entlassen. Die Ent¬

lassung bedarf der Genehmigung durch den Vor¬

sitzenden des Versicherungsamts. Eine religiöse
oder politische Betätigung außerhalb der Dienst¬

geschäfte und die Ausübung des Vereinigungs¬
rechts dürfen, soweit sie nicht gegen das Gesetz

verstoßen, nicht gehindert werden und gelten an

sich nicht als Grund zu einer Kündigung und

Entlassung (§ 354). Macht der Vorstand oder

sein Vorsitzender, obgleich ein wichtiger Grund

dafür vorliegt, gegen einen Angestellten von

seinem Kündigungs- oder Entlassungsrecht keinen

Gebrauch, so kann ihn das Versicherungsamt dazu

anhalten (§ 357 Abs 2), nötigenfalls durch Geld¬

strafe bis zu 1000 Mk. dazu zwingen (§ 31 Abs. 3)
und bei weiterer Weigerung die Geschäfte selbst

oder durch Beauftragte auf Kosten der Kasse

wahrnehmen (§ 379 Abs. 2).
Die Entscheidungen über Einstellungen bzw.

Anstellungen, Beförderungen, Kündigungen und

Entlassungen sind also durch das Gesetz allein

dem Vorstand und in besonderen Fällen dem Vor¬

sitzenden der Krankenkasse übertragen worden,
der die Geschäfte der Kasse zu besorgen hat

(§ 327) und selbstverständlich dabei die Vor¬

schriften der Dienstordnung oder des bürger¬
lichen Rechts beobachten muß. Die Sitzungen
des Kassenvorstandes sind nicht öffentlich (§ 11),
doch können Personen, deren Erscheinen im Inter¬

esse der Sache erwünscht ist, hinzugezogen werden

(Kommissionsbericht zur RVO. 1. Teil S. 10). Von

der Teilnahme an Abstimmungen sind aber diese

Personen ausgeschlossen. Verstoßen Beschlüsse

des Vorstandes gegen Gesetz und Satzung, so

hat sie der Vorsitzende zu beanstanden (§ 8).
Tut er das nicht, so kann ihn die Aufsichtsbehörde,
die zu beobachten hat, daß Gesetz und Satzung
befolgt werden (§ 30), gemäß § 31 Abs. 3 durch

Geldstrafe dazu anhalten oder bei weiterer Wei¬

gerung selbst eingreifen (§ 379 Abs. 2). Für ge¬
treue Geschäftsverwaltung haften die Mitglieder
des Vorstandes dem Versicherungsträger wie

Vormünder ihren Mündeln (§ 23). Dem von den

Versicherten gewählten Ausschuß bleibt es vor¬

behalten, nötigenfalls die Kasse gegenüber den

Vorstandsmitgliedern zu vertreten (| 345).
Diese Bestimmungen der Reichsvei Sicherungs¬

ordnung zeigen, daß die Gewährung des Mit¬

bestimmungsrechts der Angestellten bei Ein¬

stellungen, Beförderungen, Kündigungen und

Entlassungen durch die Versicherungsträger nicht

so leicht ist, als bei Privatbetrieben. Die Reichs¬

versicherungsordnung gibt den Angestellten außer¬
halb der Vorschriften der Dienstordnung lediglich
die Möglichkeit, sich bei dem Kassenvorstande

Gehör zu verschaffen; ein Mitbestimmungsrecht
ist den Angestellten gesetzlich versagt. Würde

ein Kassenvorstand den Angestellten Sitz und

Stimme in Angestelitenfragen einräumen, so

müßte der Vorsitzende des Vorstandes, um sich

nicht strafbar zu machen, einen derartigen Be¬

schluß beanstanden. Anderenfalls würde ihn die

Aufsichtsbehörde dazu anhalten oder selbst die

Beanstandung vornehmen. Außerdem könnte auch

dem Kassenvorstande nicht zugemutet werden,
die ihm durch den § 23 auferlegte Haftung für

Beschlüsse oder Maßnahmen einer Korporation
zu übernehmen, der er nur zur Hälfte oder, wenn

ein unparteiischer Vorsitzender dazu gehört, in

der Minderheit angehören würde.

Wenn das Mitbestimmungsrecht der An¬

gestellten gesetzlich geregelt wird, dann müssen,
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um ihm auch für die Kassenangestellten Wirkung
zu verschaffen, auch zum Teil die vorstehenden

Bestimmungen der Reichsversicherungsordnung
eine Änderung erfahren.

Gustav Wasewhj, Berlin.

Zusammenschluß der Hamburger Orts¬

krankenkassen. Die Bestrebungen, die 19 Ham¬

burger Ortskrankenkassen zu einer einzigen,
leistungsfähigen Kasse zu vereinigen, bestehen

schon seit Jahren. Zu einem greifbaren Resultat

ist es jedoch nie gekommen, selbst ein vor einigen
Jahren in dieser Sache gefaßter Beschluß des

Gewerkschaftskartells scheiterte an dem Wider¬

stand einzelner Kassen, oder richtiger, an dem

Widerstand einzelner Personen, denn in der Haupt¬
sache wurde dieser Widerstand durch Personen¬

fragen hervorgerufen.
Nachdem nunmehr die Ausschüsse sämtlicher

Hamburger Orts krankenkassen der Vereinigung

zugestimmt haben, besteht die begründete Aus¬

sicht, daß die Verschmelzung zustande kommt

Dem Vernehmen nach wird nicht die Allgemeine
Ortskrankenkasse, die sich in bedrängter Lage
befindet und schon von der Hamburger Bürger¬
schaft ein Darlehen von 200000 Mk. zur Deckung
ihrer Schulden erhalten hat, die aufnehmende

Kasse sein, sondern die gut fundierte und gut
geleitete Ortskrankenkasse für kaufmännische

Geschäfte. Diese Kasse hat erst kürzlich ein

eigenes großes Geschäftshaus käuflich erworben,
welches nach entsprechender Einrichtung allen

Anforderungen, die man an ein derartiges Dienst¬

gebäude stellen muß, gerecht wird und in einigen
Monaten bezogen werden kann. Die Ausschüsse

der Allgemeinen Ortskrankenkasse und der Orts¬

krankenkasse lür kaufmännische Geschäfte werden

bei Drucklegung dieser Zeilen bereits eine ge¬
meinsame Tagung gehabt haben, in der die Mög¬
lichkeit herbeigeführt werden soll, diese beiden

Kassen bereits in einigen Monaten zu vereinigen.
Die andern Kassen sollen dann später folgen,
so daß am 1. Januar 1920 die neue Allgemeine
Ortskrankenkasse verwirklicht sein wird. Wenn

alsdann in absehbarer Zeit durch gesetzliche Maß¬

nahmen die Aufhebung der Sonderkassen — wie

Betriebs-, Innungs- und sonstiger Kassen — er¬

folgen sollte und außerdem noch durch Ein¬

gemeindung der umliegenden Ortschaften, wie

Altona, Wanisbek usw., ein Groß-Hamburg ge¬
schaffen würde, so wäre die neue Allgemeine
Ortskrankenkasse eine der größten Kassen, wenn

nicht die größte Kasse Deutschlands.

Nach dem Satzungsentwurf der neuen Kasse

kann man annehmen, daß sie alles das, was man

als soziale Fürsorge bezeichnet, möglichst erfüllen,
und der Fehler, in den manche Kassen verfallen

waren, lediglich Unterstützungsinstitute zu sein,
vermieden wird. Wenn nun auch zugegeben
wird, daß für den Anfang schon ganz gute
Leistungen geboten werden, so muß trotzdem

möglichst bald darauf Bedacht genommen werden,
die Kassenleistungen nach allen Richtungen hin

auszubauen. Dieses ist schon aus dem Grunde

dringend geboten, weil ein großer Teil der Mit¬

glieder der neuen Kasse hinsichtlich der Leistungen
schlechter gestellt sein wird als bei der bisherigen
Kasse; z. B gewähren verschiedene besondere

Ortskrankenkassen der Handwerker, die Orts¬

krankenkasse für kaufmännische Geschäfte und

vor allem die Ortskrankenkasse für Bureau¬

angestellte höhere Leistungen, letztere besonders

auf dem so wichtigen Gebiete der Farailienhilfe.

Zur gegebenen Zeit werden wir darauf zurück¬

kommen, inwieweit die neue Kasse die Hoffnung
erfüllt hat, eine derartige Fürsorge zu betreiben,
daß sie ein leuchtendes Vorbild für alle deutschen

Krankenkassen darstellt Diese Auspicien wurden

der neuen Kasse kürzlich in einer Hamburger
Tageszeitung gestellt unter der Voraussetzung,
daß es der neue Vorstand verstehe, Männer zur

Mitarbeit zu berufen, die auf dem weiten Gebiete

der Sozialpolitik durchaus erfahren und in jeder
Hinsicht auf der Höhe seien.

Nach unserer Meinung gehört dazu vor allen

Dingen auch, daß die Vorstandsmitglieder selbst

auf der Höhe sind. Sache der Verbände und des

Gewerkschaftskartells ist es, bei der Neuwahl des

Vorstandes nur solche Personen zur Aufstellung
zu bringen, die über genügende Sachkenntnis

verfügen und auch wirtschaftlich gesichert da¬

stehen, wie Arbeitersekretäre, Verbandsleiter

usw., bei denen nicht die Gefahr vorliegt, daß

sie zu bürgerlichen Direktoren, Geschäftsführern

oder sonstigen Interessenten in ein Abhängigkeits¬
verhältnis geraten. Hier gilt so recht das Wort:

„Viele sind berufen, aber wenige sind auserwählt.44

Wenn nun der neue Vorstand eine Kasse

schaffen will, die ein leuchtendes Vorbild sein

soll, so gehört dazu u. a. nicht nur der Ausbau

der Leistungen und sonstigen Einrichtungen, wie

Zahnkliniken usw., sondern es müssen auch vor¬

bildliche Gehalts- und Anstellungsverhältnisse sowie

sanitäre Einrichtungen geschaffen werden. Die

jetzigen Einrichtungen der Frühstücksraurae,
Aborte usw. sind meistens derartig, daß man

sagen muß, für soziale Inatitute sind sie direkt

unwürdig.
Aber auch bei den Anstellungsverhältnissen

liegt noch vieles im argen. Bei den leitenden

Personen herrscht augenblicklich Streit darüber,
ob die neue Kasse einen Direktor oder ein

Direktorium haben soll. Wir meinen, dieser Streit

ist ziemlich müßig. Die Angestellten müssen

fordern, daß sie bei der Neuordnung der Dinge
voll und ganz zur Mitarbeit herangezogen werden

und mitzubestimmen haben, welche Personen an

die leitenden Stellen berufen werden sollen. Da

ist es selbstverständlich, daß nur solche Personen

gewählt werden können, die das Vertrauen der

Angestellten besitzen. Endgültig aufgeräumt
werden muß mit den vielen Gruppen und Grüpp-
chen des starren Beamten-Systems, mit den

Prüfungen und den Bevormundungen durch die

Aufsichtsbehörden. Es muß endlich dahin kommen,
daß der Tarifvertrag voll zur Geltung gelangt
und die Gruppeneinteilung erfolgt nach der

Muster-Dienstordnung des Verbandes der Bureau¬

angesteilten. Dadurch ist auch der Streit erledigt,
ob Direktor oder Direktoren, denn diese sowie

die Geschäftsführer — die alte ehrwürdige Be¬

zeichnung für Direktor — Rendanten, Haupt-
1

kassierer, Abteilungsvorsteher und alle An¬

gestellten in leitenden Stellungen, gehören in

Gruppe I. Der Geschäftsführer soll nicht der

Machthaber sein, sondern ein primus inter pares —

der Erste unter Gleichen. Für seine Reprä¬
sentation kann ja eine Funktionszulage aus¬

geworfen werden. Die übrigen Angestellten
müssen ebenfalls unter Aufhebung der vielen

Untergruppen in die entsprechenden Gruppen
des Tarifes eingereiht werden.

Kritische Bemerkungen zu den Rechnungs¬
abschlüssen der Krankenkassen. Im Frühjahr
eines jeden Jahres erscheinen die Geschäfts¬

berichte der Krankenkassen. Die meisten Leser

solcher Zusammenstellungen beurteilen die in



Nr. 9 Volkstümliche Zeitschrift für praktische Arbeiterversicherung. 103

Frage kommende Kasse nur unter dem Gesichts¬

punkt, ob und welcher Oberschuß herausgewirt-

schaftet wurde. Danach pflegt dann festgestellt

zu werden, ob die Kasse gut oder schlecht

verwaltet wird. Objektiv betrachtet muß man

Zunächst feststellen, wieviel Prozent Beiträge

erhoben werden, ob es sich um hohe oder kleine

Grundlöhne handelt Dann muß man sein Augen¬

merk darauf richten, wieviel Lohnklassen vor¬

handen sind; ferner wie die Gruppierung der

Mitglieder in den einzelnen Lohnstufen ist Der

Prozentsatz der weiblichen Mitglieder darf auch

nicht außer Acht gelassen werden. Es ist weiter

zu untersuchen, ob und welche Mehrleistungen

gewährt werden. Ferner spielt eine große Rolle,

ob die Kasse Eigenbetriebe unterhält Nicht

minder wäre zu berücksichtigen, ob viele erwerbs¬

beschränkte Personen als Mitglieder in Betracht

kommen, ob die Kasse vornehmlich große Be¬

triebe aufweist oder in der Regel als Arbeitgeber

nur Handwerker und kleine Geschäftsleute zählt.

Krheblich ist auch, ob in einer Kasse die Unter¬

stützungsansprüche wohlwollend beurteilt und

ngeräumt oder das Gesetz nur nach dem Buch-

taben ausgelegt und unter dem Gesichtspunkte
betrachtet wird, ob die Kasse stärker oder ge-

nger belastet wird. Befindet sich die Kasse in

ier Universitätsstadt oder in einem Badeort,
so hat man durchweg beobachtet, daß die An¬

sprüche der Kassenmitglieder bezüglich arztlicher

Behandlung, Arznei und Heilmittel sowie Hospital-
uenandlung größer sind als in anderen Gegenden,
weil u. a. die Neuerungen den Versicherten viel

früher zugute kommen. Schließlich muß man

noch der Dienstboten Erwähnung tun. Sie bilden

durchweg ein gutes Versicherungswagnis, um so

mehr, wenn sie im Bereich des Versicherungs-

amts ihre elterliche Wohnung haben und ihnen

hier noch die Hilfe des Vertragsarztes gewährt
werden kann. Viele Hausgewerbetreibende rufen

eine größere Belastung hervor, ebenso gesund¬
heitsschädliche Betriebe. Am Ende müssen wir

auch wissen, ob die Kasse in jedem notwendigen
Falle Krankenhausbehandiung gewährt oder die

Gewährung nur von einer Zugehörigkeit zu einer

höheren Lohnstufe abhängig macht

Aus alledem geht hervor, daß eine Kasse

sehr gut verwaltet worden ist, die keinen oder

nur einen verminderten Überschuß aufweist, oder

daß eine Kasse besser verwaltet wird, welche

schließlich 1 v. H. höhere Beiträge erhebt, abe*

mit allen schlechten Umständen rechnen muß

und großzügig in der Einräumung der Unter¬

stützungsansprüche ist. Daß aber auch eine

Kasse schlecht verwaltet worden ist, die etwas

niedrigere Beiträge erhebt und einen nennens¬

werten Oberschuß herauswirtschaftet, aber nur

*te Versicherungswagnisse kennt und engherzig
vielfach die Unterstützungsfälle behandelt.

Muttersdiaftsfürsorge und Krankenkassen.

In der „Deutschen Krankenkassenzeitung44 vom

1. März 1919 wird über eine bemerkenswerte

Ausgestaltung der Familienhilfe bezüglich Ge¬

währung von Wochenhilfe bei der Allgemeinen
ortskrankenkasse Berlin-Wilmersdorf berichtet.

l^em aufmerksamen Leser dürften Zweifel darüber

aufsteigen, warum diese Ausgestaltung bei der

rwähnten OKK. als eine bemerkenswerteNeuerung
bezeichnet ist Ob die Krankenkassenzeitung der

Meinung ist, daß das Beispiel der OKK. Berlin-

^Üraersdorf möglichst zahlreich Nachahmung
finden soll, oder ob sie das Gegenteil empfehlen
föchte, ist aus der Mitteilung nicht ersichtlich.

Meines Erachtens ist das Vorgehen in Berlin-

Wilmersdorf für die übrigen Krankenkassen in¬

sofern „bemerkenswert44, als es nicht versäumt

werden darf, darüber Klarheit zu schaffen, ob es

zweckmäßig ist, dem von der OKK. Berlin-

Wilmersdorf gegebenen Beispiel zu folgen.
Schon seit etwa 15 Jahren wird im Deutschen

Reiche eine planmäßige Mutterschaftsfürsorge
getrieben. Das ist zweifellos auch ganz richtig.
Jedes Menschenleben ist aliein schon vom be¬

völkerungspolitischen Standpunkt aus, von seiner

Geburt an als kostbares Gut zu pflegen und vor

Vernichtung zu bewahren. Von besonderer

Wichtigkeit ist dabei der Schutz der Mütter und

der Säuglinge.
Bei diesem Mutter- und Säuglingsschutz sind

wohl alle einig im Ziel, aber über die zu be¬

schreitenden Wege gehen die Meinungen noch

auseinander.

In ein neues Stadium traten die Forderungen
bezüglich einerumfassenden Mutterschaftsfürsorge
durch die Einführung der Reichswochenhilfe durch

BundesratsVerordnung vom 3. Dezember 1914.

Am 2. Dezember 1914 hat der damalige Reichs¬

tag einen Nachtrag zum Reichshaushaltsetat an¬

genommen, durch den der Regierung zur Be¬

streitung außerordentlicher Ausgaben aus Anlaß

des Krieges die Summe von 5 Milliarden Mark

bewilligt wurde. Hiervon waren 200 Millionen

für Gewährung von Wochenbeihilfen während des

Krieges und für andere Kriegswohlfahrtszwecke
bereitgestellt worden. Hierauf gründet sich die

erwähnte Bundesratsverordnung vom 3. Dezember

1914. Bestimmend für diesen Bundesratsbeschluß

über die Wochenbeihiifen war, daß die Frauen

der im Heeresdienst stehenden Männer in ihrer

schweren Stunde vor äußerster Not geschützt
sind. Sodann aber machten die gewaltigen Ver¬

luste an Menschenleben durch den Krieg es zur

unabweisbaren Pflicht des Reiches, vorsorglich
auf die Erhaltung und Kräftigung der kommenden

Generation Bedacht zu nehmen.

Hier hat der Staat sich zu dem Grundsatze

bekannt, daß es Pflicht der Allgemeinheit sei,
Mutter und Kind gesund zu erhalten. Aus

welchen Gründen dies geschehen ist, ist neben¬

sächlich. Das hat man sich in Krankenkassen¬

kreisen nicht entgehen lassen. Ende März 1916

wurde dem Reichstage und Bundesrat von der

Allgem. OKK. Frankfurt a. M. gemeinsam mit

anderen örtlichen Körperschaften und Vereinen,

darunter dem Armenant, diversen Friuenvereinen,

Gewerkschaftsorganisationen und sozialen Für¬

sorgevereinigungen, eine Petition auf Einführung
einerreichsgesetzlichen Mutterschaftsversicherung
nach dem Kriege überreicht worden. In dieser

Eingabe ist dabei ausgeführt, daß der Gesetz¬

geber schon bisher den Schutz von Mutter und

Kind auf seine Fahne geschrieben habe, die

Arbeiterversicherungsgesetzgebung habe nach

Leistungen und Personenkreis diese Aufgabe
immer umfassender in Angriff genommen und

auch in der Arbeiterschutzgesetzgebung sei die

Arbeitsruhe vor und nach der Entbindung immer

mehr ausgedehnt worden. So bedeutsam die

Leistungen aus der Reichswochenhilfe auch seien

und so segensreich sie schon gewirkt hätten, so

seien sie doch, gemessen an der Größe der Auf

gäbe, noch unzureichend. Es gelte also das

bereits Bestehende noch weiter auszubauen.

Die Allgem. OKK. Frankfurt a. M. hat sich

mit dieser Petition ein hohes Verdienst erworben,

indem sie hinsichtlich der Aufbringuug der Mittel

für eine umfassende Mutterschaftsfürsorge dem
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Reich einen Teil der Gesamtlast auferlegt
wissen will.

Es ist nun an der Zeit, daß die Vorschriften

über die Reichswochenhilfe in die Reichsver¬

sicherungsordnung hineingearbeitet werden. Die

Krankenkassen allein können ausreichende Mutter¬

schaftsfürsorge unmöglich betreiben, sie können

das allein nicht bezahlen. Da es sich aber um

Ausgaben für die Allgemeinheit handelt, muß das

Reich den Krankenkassen zum mindesten Zu¬

schüsse leisten. So erscheint mir der Ausbau

der Familienversicherung in Berlin-Wilmersdorf

auf die Dauer nicht durchführbar.

Die Beiträge, welche die Versicherten heute

schon für Kranken-, Invaliden- und Angestellten¬
versicherung aufzubringen haben, sind recht er¬

hebliche. Rechnet man dazu noch sonstige Bei¬

träge zu Gewerkschaftsorganisationen usw., so ist

es ein recht ansehnlicher Betrag, der allmonat¬

lich vom Arbeitseinkommen in Abzug zu bringen
ist Wollten nun auch noch die Krankenkassen

allein aus eigenen Mitteln Mutterschaftsfürsorge
betreiben, so wäre eine Beitragserhöhung un¬

ausbleiblich. Davor muß aber ernstlich gewarnt
werden. Bevölkerungspolitik, denn etwas anderes
ist soziale Mutterschaftsfürsorge letzten Endes

nicht, ist Sache des Reiches. Krankenkassen, die

so viele Gelder haben, daß sie glauben, solche

für etwas aufwenden zu müssen, für dar ge¬
rechterweise die Allgemeinheit einzutreten hat,

sollten erst Umschau halten, ob sie nicht noch

praktischere Aufgaben zu erfüllen haben, die
ihrem Wirkungskreise näher liegen.

Es soll Mutterschaftsfürsorge betrieben
werden, aber in erster Linie von den Stellen,
die das größte Interesse daran haben. Das sind
meines Erachtens die Krankenkassen nur soweit,
als es sich um die Organisation, das heißt die

Verwaltung der MutterschaftsVersicherung handelt
Die Kosten für solche Leistungen hat das Reich
zu tragen. Von diesem Gesichtspunkte aus be¬

trachtet, ist die Neuerung der Allgem. OKK.
Berlin Wilmersdorf, von der berichtet ist, sehr

„bemerkenswert44.
Der Weg, der von der Allgem. OKK. Frank¬

furt a. M. schon vor drei Jahren in ihrer Petition
an den Reichstag und Bundesrat vorgezeichnet
worden ist, scheint mir der allein richtige zu

sein, keine Krankenkasse sollte an diesem Weg¬
weiser gedankenlos vorübergehen. Der Krieg
ist beendet. Das Reich wird die aus seinem An
laß in der Kriegswocbenhilfe geschaffene Mutter¬

schaftsfürsorge nicht wieder einstellen können,
wenn die Krankenkassen sich auf diesem Ge¬
biete ihrer Pflichten bewußt bleiben und nicht
in sozialpolitischem Übereifer Mehrleistunger.
einführen, zu deren Übernahme in Wirklichkeit
in erster Linie andere leistungsfähigere In¬
stitutionen berufen sind.

Geschäftsführer £/ter, Nordhausen a. H

Rechtsprechung.
Wi. Kassenzugehörigkeit bei Beschäftigung

mit wechselndem Aufenthalt. (Entscheidung des

Oberversicherungsamts Arnsberg vom 28. Februar

1919 — 182 B. L. 181.)
Das Versicherungsamt des Kreises A. (Be¬

schlußausschuß) hat gemäß § 405 RVO. dahin ent¬

schieden, daß der vom Elektrizitätswerk M. in Hg.
als Ableser beschäftigte E. W. in Ha. bei der

Allgemeinen Ortskrankenkasse in Ha. versiche¬

rungspflichtig ist. Das Oberversicherungsamt hat

nach eingehender Prüfung der Sach- und Rechts¬

lage die angefochtene Entscheidung nicht bestä¬

tigen körnen. Der Kriegsinvalide E. W. wird seit

Anfang des Jahres 1918 von dem Elektrizitäts¬
werk M. in Hg. als Ableser beschäftigt. Er erhält

für seine Tätigkeit, die in der Zeit vom 26. jeden
Monats bis 7. des folgenden Monats erledigt sein

muß und in den Gemeinden Ha., K. und L. statt¬

findet, jedesmal 60 Mk. Seine Tätigkeit besteht

darin, in den Gemeinden Ha., K. und L. den ver¬

brauchten StrOam in den an das genannte Werk

angeschlossenen Häusern nach den Zähleruhren
festzustellen und der Betriebsleitung in Hg. mit¬
zuteilen. Wenn nun auch die größte Anzahl der

Häuser, in denen der verbrauchte Strom fest¬
zustellen ist, in der Gemeinde Ha. liegen, so wird
dadurch noch nicht die Zugehörigkeit des Be¬
schwerdeführers zur Allgemeinen Ortskranken¬
kasse in Ha. begründet, da der Beschwerdeführer
in Ha keine feste Arbeitsstätte im Sinne des

§ 153 RVO. hat. Unter einer solchen ist nur eine
für eine verhältnismäßig lange Dauer errichtete
Arbeitsstätte zu verstehen, die sich auch nach

außen hin durch örtliche Anlagen des Unter¬
nehmers kennzeichnet (Entsch. des RVA. 1916,
Amtl. Nachr. 1914, Seite 764, und Jahrbuch der

Krankenversicherung von Hahn, Anmerk. 3b zu

Abs. 2 des § 153 a. a. O.)
Eine feste Arbeitsstätte in diesem Sinne hat

aber das Elektrizitätswerk M. für den Versicherten

weder in Ha. noch in den sonstigen Gemeinden
die er aufzusuchen hat, errichtet. Die von dem

genannten Werk in den einzelnen Häusern er¬

richteten elektrischen Anlagen können natürlich
nicht als solche feste Arbeitsstätten in Betracht

kommen, da der Kläger bei keiner dieser Anlagen
Arbeiten von erheblicher Dauer zu verrichten hat,
vielmehr den Ort seiner Tätigkeit ständig wechseln
muß. Es kann keinem Zweifel unterliegen, daß

es sich im vorliegenden Falle um ein Beschäf

tigungsverhältnis ohne feste Betriebsstätte han¬

delt, und für solche Beschäftigungsverhältnisse
gilt nach § 154 RVO. der Sitz des Betriebes als

Beschäftigungsort. Bei dieser Sachlage ist die

Zugehörigkeit des Beschwerdeführers bei der

Allgemeinen Ortskrankenkasse in Hg. begründet,
da das Elektrizitätswerk M. seinen Sitz in Hg. hat.

Es war daher, wie geschehen, zu erkennen
Diese Entscheidung ist gemäß § 405 Abs. 2

RVO. endgültig.

Wi. Zum Begriff des mißglückten Arbeits¬
versuchs. (Revisionsentscheidung des Reichsver¬

sicherungsamts vom 11. März 1919 — IIa K 8/19*.)
Der Revision muß'.e der Erfolg versagt wer¬

den, weil das angefochtete Urteil weder auf der

Nichtanwendung oder unrichtigen Anwendung
des bestehenden Rechts noch auf einem Verstoße
wider den klaren Inhalt der Akten beruht, da^>

Verfahren auch nicht an wesentlichen Mängeln
leidet, mithin keiner der gesetzlich zugelassenen
Revisionsgründe vorliegt (§ 1697 RVO.j.

Mit Unrecht wendet insbesondere die Revi
sionsschrift gegen die angefochtene Entscheidung
ein, es gebe keinen Rechtsgrundsatz, daß jemand
einen Anspruch gegen eine Krankenkasse dann
nicht erlange, wenn er das Unglück habe, plötzlich
nach kurzer Arbeit krank zu werden. Das Ober

versicherungsamt hat nicht etwa nur wegen der
Kürze der vom Kläger geleisteten Arbeit dessen
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Versicherungspflicht verneint, sondern im Gegen¬
teil anerkannt, daß selbst das Bestehen einer

Krankheit schon bei Beginn der Tätigkeit der

Begründung eines Versicherungsverhältnisses
nicht entgegenstehe. Wenn das Oberversiche¬

rungsamt weiter ausführt, ein Versicherungs¬
verhältnis werde dann nicht begründet, wenn es

wegen des schon bestehenden Leidens des Be¬

schäftigten zu einer ernsthaften Arbeitsleistung
überhaupt nicht gekommen, vielmehr nur ein miß¬

lungener Arbeitsversuch gemacht worden sei, so

entspricht diese Auffassung durchaus dem be¬

stehenden Recht Denn in einem solchen Falle

liegt ein die Versicherungspflicht begründendes
BeschäftigungsVerhältnis im Sinne des § 165 Abs.2

RVO. nicht vor, wie in der Literatur sowie in der

Rechtsprechung des Oberverwaltungsgerichts und

Reichsversicherungsamts ständig angenommen
worden ist. (Zu vergl. Düttmann-Appelius, Kom¬

mentar zu § 165 RVO., Anmerkung 19; Hahn,
Kommentar 22 zu § 165.)

Ob nun die Tätigkeit, die der Kläger im vor¬

liegenden Falle verrichtet hat, nur als mißlun-

?jener Arbeit3versuch anzusehen ist, ist eine Tat¬

rage, die von den beiden Vorinstanzen unter

eingehender Berücksichtigung aller entscheiden¬

den Umstände in rechtlich einwandfreier Weise

geprüft worden ist. Die Vorinstanzen haben

dabei namentlich nicht nur auf die Kürze, sondern

auch auf die Art der Arbeit und das Verhalten

des Klägers während derselben Rücksicht ge¬

nommen. Wenn das Oberversicherungsamt auf

Grund dieser Nachprüfung zu der Überzeugung
gelangt ist, daß der Kläger nur den vergeblichen
Versuch einer Lohnarbeit gemacht habe, so hat

es dabei die Grenzen seines Rechts der freien

Beweiswürdigung nicht überschritten und seine

Feststellung ist auch für das Revisionsgericht
maßgebend. Nach alledem mußte es bei der an¬

gefochtenen Entscheidung bleiben.

Die Satzung einer Berufsgenossenschaft
kann bestimmen, daß den nach $ 1569 der

Reichsversicherungsordnung für die Feststellung
der Leistungen der Unfallversicherung gebil¬
deten „besonderen Kommissionen44 auch Ver¬

treter der Versicherten mit Stimmrecht an¬

gehören. (Bescheid des Reichsversicherungsamts
vom 28. Mai 1918 — I 3318/18.)

Nach § 1569 RVO. kann die Satzung der Be¬

rufsgenossenschaft die Feststellung der Ent¬

schädigungen einer besonderen Kommission über¬

tragen. Bei einer Berufsgenossenschaft besteht

die auf Grund dieser Vorschrift gebildete Kom¬

mission (§ 46 Abs. 1 der Satzung) aus fünf Mit¬

gliedern und fünf Stellvertretern, die durch den

'/cnossenscbaftsvorstand gemäß § 17 der Satzung
auf die Dauer von vier Jahren gewählt werden.

Gegen die von der Genossenschaft in Aussicht

genommene Änderung dieser Satzungsbestimmung
dahin, daß ein Mitglied der Kommission und

sein StellVertreter den für die LTnfall Verhütung
gewählten Versicherungsvertretern angehören
müssen, hat das Reichsversicherungsamt keine

Hinwendungen erhoben. Bei dieser von dem

Bescheide 486 (Amtl. Nachr. des RVA. 1888 S. 178)
abweichenden Stellungnahme hat das Reichs¬

versicherungsamt der durch das Inkrafttreten der

Keichsversicherungsordnung veränderten Rechts-

'age Rechnung getragen und sich insbesondere

von folgenden Erwägungen leiten lassen:

Während nach § 134 Abs. 2 unter c des Ge¬

werbe-Unfallversicherungsgesetzes vom 30. Juni

1900 nur die Knappschaftsberufsgenossenscbaft

durch die Satzung bestimmen konnte, daß Ver¬

treter der Versicherten (Knappschaftsälteste)
stimmberechtigte Vorstandsmitglieder sind, gibt
§ 687 Abs. 4, §975 Abs. 1 und § 1146 Abs. 1 RVO.
dieses Recht jetzt allen Genossenschaften. Hieraus
ist zu entnehmen, daß auch den nach § 1569 RVO.

gebildeten besonderen Kommissionen Vertreter

der Versicherten mit Stimmrecht angehören
können, wenn die Satzung dies bestimmt.

Es bestehen auch keine Bedenken dagegen,
daß die Vertreter der Versicherten und ihre Stell¬

vertreter aus den für die Unfallverhütung ge¬
wählten oder berufenen Vertretern der Ver¬

sicherten (§§ 858, 1030 Abs.2, § 1204 RVO., §§ 11

und 21 der Wahlordnung vom 19. Dezember 1914,
§§11 und 27 der Wahlordnung vom 19. Mai 1914,
Amtl. Nachr. des RVA 1914 S. 786 ff., S. 461ff.)
gewählt werden und daß der Genossenschafts-
vorstand die Wahl vornimmt. Solange nicht eine

Neuwahl dieser Vertreter auf Grund der Reichs¬

versicherungsordnung erfolgt ist (vgl. die Bundes¬

ratsverordnung vom 11. Januar 1917 über die
Wahlen nach der Reichsversicherungsordnung,
RGBl. S. 39, Amtl. Nachr. des RVA. S. 232), werden

die vom Genossenschaftsvorstande zu wählenden

Vertreter der Versicherten und ihre Stellvertreter

aus den nach § 114 des Gewerbe Unfallversiche¬

rungsgesetzes (§ 122 des Unfallversicherungs¬
gesetzes für Land- und Forstwirtschaft, § 40 des

Bau-Unfallversicherungsgesetzes, § 120 des See-

Unfallversicherungsgesetzes) gewählten oder aus

den gemäß §2 Abs.2 Satz 2 der Bundesrats¬

verordnung vom 12. August 1915 (RGBl. S. 497,
Amtl. Nachr. des RVA. S. 607) berufenen Ver¬

tretern entnommen werden müssen.

H. Unfall eines schulpflichtigen Kindes ent-

scbidigungspflichtig. Urteil des RVA. vom

12. Februar 1919. (I a 2382/18 6 B.)

Der schulpflichtige Sohn der Frau M. in F., die

im Betriebe des Konsumvereins an der Käse¬

maschine beschäftigt war, hatte seiner Mutter in

der schulfreien Zeit häufiger bei ihrer Tätigkeit
Dienste geleistet, ohne hierzu die Genehmigung
des Geschäftsführers zu besitzen oder von ihm

eine Entschädigung zu erhalten. Dabei ist er

eines Tages mit der linken Hand in die Maschine

geraten, wobei ihm der Zeigefinger abgequetscht
wurde. Die Nahrungsmittel-Industrie- Berufs¬

genossenschaft lehnte eine Entschädigung mit der

Begründung ab, daß der Verletzte in seiner

Eigenschaft als Schulknabe nicht zu den gemäß
§ 544 RVO. versicherten Personen gehöre, zumal

er für seine Tätigkeit keine Bezahlung erhalten

und diese Tätigkeit im Interesse seiner Mutter

und nicht des Betriebes gelegen habe. Gegen
diesen Entscheid wurde Berufung beim Ober¬

versicherungsamt in Frankfurt a. O. erhoben, das

die beklagte Berufsgenossenschaft zur Zahlung
einer vorläufigen einmaligen Entschädigung vor

•50 Mk an die Klägerin verurteilte. Gegen dieses

Urteil legte die Berufsgenossenschaft Rekurs ein.

Das Reichsversicherungsamt verwarf den Rekurs

mit folgender Begründung:
„Nach Prüfung des Sachverhalts hat das

Reichsversicherungsamt keinen Anlaß gefunden,
von dem angefochtenen Urteil abzuweichen, da es

die Sach- und Rechtslage zutreffend würdigt.
Das Reichsversicherungsamt hat in seiner Recht¬

sprechung anerkannt, daß alle in einem ver¬

sicherungspflichtigen Betriebe beschäftigten Ar¬

beiter kraft Gesetzes versichert sind. Keinen

Unterschied macht das Alter, sofern eine ernst¬

hafte Arbeitstätigkeit vorliegt. Ebenso ist es
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unerheblich, ob ein Lohnbezug stattgefunden hat,
ob ein Vertragsverhältnis vorgelegen, ob eine

regelmäßige oder länger dauernde Beschäftigung
stattgefunden hat. Voraussetzung ist nur, daß eine

Beschäftigung im Betriebe stattgefunden hat. Diese

ist aber im vorliegenden Falle gegeben, da der

Verletzte mit Wissen des Betriesunternehmers in

dem Betriebe und zwar bei einer seiner Mutter

zugute kommenden Hilfeleistung tätig gewesen

ist. Es kann hierbei weder darauf ankommen,
daß die Arbeit des Klägers nur eine leichte und

geringfügige war, da Jugendliche naturgemäß nur

nach Maßgabe ihrer geringen Kräfte sich im

Betriebe nützlich zu machen vermögen, noch auch

darauf, ob die Tätigkeit des Klägers eine für den

Betrieb unerläßlich notwendige oder eine nur für

seine im Betriebe arbeitende Mutter nützliche

und förderliche gewesen ist. Jedenfalls ist der

Verletzte mit Wissen und unter Duldung des

Betriebsunternehmers, also mit dessen Einver¬

ständnis wiederholt betrieblich an der im Betriebe

befindlichen Käsemaschine tätig gewesen. Er hat

mithin eine, wenn auch mittelbare, auf die För¬

derung des Betriebes gerichtete und ihm dienliche

Arbeit ausgeführt, mag es auch richtig sein, daß

das Nachschütten des Quarks in die Käsemaschine

ohne wesentliche Verzögerung von der Mutter

hätte mitbesorgt werden können, und daß der

Kläger insofern durch seine Tätigkeit im Betriebe

zugleich auch seiner Mutter die Arbeit erleichtert

hat, und diese letztere Tatsache für ihn vielleicht

der ausschlaggebende Beweggrund gewesen ist,
die dem Betriebe dienende Hilfeleistung über¬

haupt verzunehmen. Der Verletzte war daher bei

der in Betracht kommenden Tätigkeit als versicherte

Person anzusehen. Der Rekurs war mithin zurück¬

zuweisen.44

B. 1. Die Unterbringung eines Kranken In

einem Lazarett bedingt nicht ohne weiteres

seine Arbeitsunfähigkeit. 2. Krankengeld ist

niemals wegen Arbeitslosigkeit oder ent¬

gangener Verdicfistmöglidikcit, sondern stets

nur wegen Arbeitsunfähigkeit zu zahlen. (I. Vor¬

bescheid des Versicherungsamts Meldorf v. 30. Ja¬

nuar 1919 GB. II Seh. 31 400 18719.)

Die Ortskrankenkasse H. ist verpflichtet, dem

Matrosen R. Seh für die Zeit vom 4. bis 18. Juli

1918 Krankengeld zu zahlen.

Der Matrose Seh. ist am 4. Juli 1918 wegen

Schupper flechte dem Festungslazarett in B. zur

Behandlung überwiesen worden. An sich ist die

Erkrankung, wie der Oberarzt Dr. W. in seinem

Gutachten bekundet, ambulant zu behandeln und

gestattete dem Erkrankten, unter normalen Ver¬

hältnissen seinem Friedensberuf nachzugehen.
Voriiependenfalls geboten jedoch die unzuläng¬
lichen Einrichtungen des Reviers die Aufnahme

dea Seh. in das Lazarett, wodurch es Seh. un¬

möglich wurde, Verdienst durch Arbeit zu finden.

Als Soldat mußte Seh. der Anordnung des leitenden

Oberarztes, der seine Aufnahme ins Lazarett ver¬

fügte, Folge leisten. Unter diesen Umständen

war die Arbeitslosigkeit des Seh. während der

Zeit der B »handlung im Lazarett als direkte Folge
seiner Erkrankung anzusehen. Ihm steht daher

gemäß § 182 RVO. das Krankengeld für diese

Zeit zu. Anders hatte der Fall gelegen, wenn

Seh. die Wahl der Behandlung, auf ambulantem

Wege oder im Lazarett, freigestanden hätte.

Dann wäre nicht die Erkrankung, sondern die

von ihm gewählte Behandlung die Ursache des

Ausfalls an Arbeitsverdienst gewesen. Vor¬

liegendenfalls war die Behandlung im Lazarett

-

und damit die Unmöglichkeit für Seh., Arbeiten

zu verrichten, durch die Verhältnisse in Bruns-

büttelkorg gegeben und eine unvermeidbare Folge
der Erkrankung des Seh.

2 Urteil des Oberversicherungsamt Schleswig
vom 4 April 1919.

Gründe: Durch Vorentscheidung des Vor¬

sitzenden des Versicherungsamts zu M. vom

20. Januar 1919, auf deren Inhalt verwiesen wird,
ist die Ortskrankenkasse H. für verpflichtet er¬

klärt worden, dem Matrosen Seh. für die Zeit

vom 4 bis 18. Juli 1918 Krankengeld zu zahlen.

Seh. ist am 4. Juli 1918 wegen Schuppen -

flechte dem Festungslazarett in B. zur Behand¬

lung überwiesen geweser. Obgleich die Erkran¬

kung an und für sich nach ärztlichem Gutachten

dem Erkrankten, der nur ambulant behandelt zu

werden brauchte, gestattet hätte, seinem Friedens¬

beruf nachzugehen, geboten vorliegend die un¬

zulänglichen Einrichtungen des Reviers die Auf¬

nahme des Erkrankten in das Lazarett

In den Urteilsgründen ist ausgeführt, daß die

Arbeitslosigkeit des Matrosen Seh. während der

Zeit der Behandlung im Lazarett als direkte Folge
der Ei krankung anzusehen sei. Ihm stehe daher

gemäß § 182 RVO. das Krankengeld für diese

Zeit zu. Denn die Behandlung im Lazarett und

damit die Unmöglichkeit für Seh. Arbeiten zu

verrichten, sei durch die Verhältnisse in B. ge¬

geben gewesen und kennzeichnen sich somit

als eine unvermeidbare Folge der Erkrankung
des Seh.

Gegen diese Vorentscheidung hat der Vor¬

stand des Ortskrankenkasse H. fristgerecht Be¬

rufung eingelegt und mit dem Bemerken, daß

eine Arbeitsunfähigkeit des Matrosen Seh. nicht

vorgelegen habe und deswegen ein Krankengeld¬
anspruch nicht gerechtfertigt sei, Aufhebung der

Vorentscheidung und Abweisung des Anspruchs
des Matrosen Seh. beantragt

Letzterer hat demgegenüber erklärt, daß ihm

während der Zeit seiner Einweisung in das ge¬
dachte Lazarett jede Verdienstmöglichkeit ge¬
nommen gewesen sei und deshalb ihm die Kasse

seiner Meinung nach für die ihm entzogene Ver¬

dienstmöglichkeit und den dadurch stattgehabten
Lohnausfall von täglich 4 bis 6 Stunden Arbeit

in Form von Krankenunterstützung Ersatz zu

leisten habe.

Inhaltlich der Akten steht fest, daß den

Mannschaften der Zweigkompagnie der Matrosen¬

artillerie-Abteilung in B. während der dienstfreien

Zeit Gelegenheit zum Arbeiten gegeben war.

Nach einem Gutachten des Oberarztes Dr. W. vom

5. Januar 1919 ferner hat es sich bei der Erkran¬

kung des Berufunosbeklagten Seh. an Schuppen¬
flechte um eine Erkrankung mittlerer Schwere

gehandelt, die dem Seh. aber ohne weiteres ge¬
stattet hätte, seinem Friedensberufe, gleichgültig
welcher Art, nachzugehen, da eine ambulante

Behandlung an und für sich genügt haben würde,
wenn nicht die unzulänglichen Einrichtungen des

ärztlichen Reviers Lazarettaufncahme erforderlich

gemacht hätten.

Hieraus geht aber klar hervor, daß Seh. trotz

seiner Erkrankung sehr wohl imstande gewesen
wäre, die von ihm in der chemischen Fabrik K.

in B übernommene Arbeit weiter zu leisten.

Nun bestimmt aber der § 182 Nr. 2 RVO., daß

Krankengeld von einer Krankenkasse nur dann

zu gewähren ist, wenn die Krankheit den Vei

sicherten arbeitsunfähig macht Hiermit ist aber

zweifelsfrei ausgesprochen, daß die Kranken¬

kassen nicht etwa für Zeiten der Arbeitslosigkeit,
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sondern immer nur für Zeiten von Arbeitsunfähig¬
keit Krankengeld zu zahlen haben. Eine Arbeits¬

unfähigkeit des Berufungsbeklagten Seh. hat aber,
wie das gedachte ärztliche Gutachten ausdrücklich

h» sagt, nicht vorgelegen, solche ist auch gar nicht

behauptet worden, und kommt deswegen eine

Krankengeldzahlung nicht in Frage. Auch aus

der Aufnahme eines an sich nicht arbeitsunfähigen
Versicherten in ein Lazarett aus einem Grunde,
der wie vorstehend mit der Fürsorgepflicht der

Krankenkasse nichts zu tun hat, kann eine Ar¬

beitsunfähigkeit nicht hergeleitet werden. Nur

wenn die Krankheit des Seh. in einem solchen

Maße bestanden hätte, daß die Lazarettbehand-

ng notwendig gewesen wäre, hätte ein Anspruch
auf Krankengeld entstehen können. Diese Not¬

wendigkeit hat hier aber nach der ausdrücklichen

Erklärung des Oberarztes Dr. W. auf Grund der

Krankheit des Seh. nicht vorgelegen.
Endlich ist hervorzuheben, daß Krankengeld

gemäß § 182 RVO. niemals, wie Seh. vermeint,
auch wegen Verdienstunfähigkeit, sondern immer

nur wegen Arbeitsunfähigkeit gewährt wird. Auch

das Reichsversicherungsamt hat in einem ähn¬

lichen Falle unter dem 18. September 1916 so ent¬

schieden. („ Vrbeiterversorgung44 1916 S. 779/780.)
Aus diesen Gründen war der Berufung statt¬

zugeben, indem die Ortskrankenkasse H nicht

für verpflichtet angesehen werden kann, dem

Matrosen Seh. für die Zeit vom 4. bis 18. Juli 1918

Krankengeld zu zahlen.

Diese Entscheidung ist endgültig. (§ 1695

Nr. 2 RVO.)

Soziale Chronik«

Willkürliche bewegliche Ersatzglieder für

Verstümmelte. Einer Einladung des neuen

Leiters der chirurgischen Universitätsklinik

München, des Herrn Geheimrats Prof. Dr. Sauer¬

bruch folgend, fanden sich die Vertreter der in

München befindlichen berufsgenossenschaftlichen
Verwaltungen zusammen zu einem Vortrage über:

„Das willkürlich bewegliche Ersatzglied für Arm¬

verstümmelte.44 Die Ausführungen des Vortragen¬
den waren mit praktischen Vorführungen Kriegs -

verstümmelter verbunden. Das Gehörte und Ge¬

sehene hat Anspruch darauf, auch weiteren Kreisen

bekannt zu werden, handelt es sich doch im End-

febais darum, daß ein überraschender Erfolg in

de Frage des künstlichen Gliedersatzes,wenigstens
•veit zunächst Arm und Hand in Betracht

»rnmen, praktisch erzielt ist, der zu den größten
Erwartungen berechtigt. So zeigten die mit

künstlichem Arm und Handersatz versehenen

Verstümmelten eine erstaunliche Fülle von Ver¬

richtungen für den täglichen Gebrauch und für
iie praktische Arbeit. Das Wesentlichste der hier

zeigten Ersatzglieder ist, daß mittels einer

sinnreichen Konstruktion die Kraft und Funk-

Monstätigk** t der in den verbliebenen Arm¬

impfen noch vorhandenen Muskeln auf einen

instlichen Arm mit Hand derartig übertragen
d, daß die künstliche Hand nicht nur wie eine

natürliche rotiert, sondern auch willkürlich fester

Handschluß (Zusammenwirken der vier Finger
niit dem Daumen) erzeugt werden kann Die

dadurch hervorgerufene Verwendungsmöglichkeit
der künstlichen Hand und di* Fertigkeit der

Verletzten im Gebrauch ist hervorragend. Die

vorgeführten Verstümmelten zogen beispielsweise
nit ihrer kinstlichen Hand einen Handschuh an

und knöpften ihn zu, öffneten ein Zigarettenetui,
entnahmen demselben eine Zigarette, nahmen aus

einer Zündholzschachtel ein Zündholz entflammten

dasselbe an der Reibfläche und zündeten die

Zigarette an, alles mit der künstlichen Hand; sie

handhabten eine Pinzette und dergleichen.
Auch schwere Arbeitsverrichtungen, wie Heben

eines mit Wasser gefüllten Eimers, konnten mit

derselben künstlichen Hand geleistet werden, ob¬

wohl für solche Arbeiten im allgemeinen eine

eigens konstruierte sogenannte Arbeitshand zu

verwenden ist. Die Bewegungsfähigkeit des

künstlichen Armes und der künstlichen Hand ist

natürlich verschieden groß je nach der Art und

Größe des verbliebenen Armstumpfes. Es können

auch für die verschiedenen Berufsarten Besonder¬

heiten an den Ersatzgliedern vorgesehen werden.

Ohne Zweifel stehen wir, im ganzen genommen,
vor überraschenden Erfolgen der Chirurgie und

Orthopädie, die auch für den Bereich der sozialen

Versicherungsträger, besonders für die Unfall¬

versicherungsträger, von größter Bedeutung zu

werden versprechen, deshalb aber auch die Auf¬

merksamkeit dieser Kreise in erster Linie zu

beanspruchen haben. Zur näheren Beleuchtung
des hier geübten Verfahrens entnehmen wir mit

Erlaubnis des Verfassers, Herrn Prof. Dr. Sauer¬

bruch, dem Sonderdruck: „Die Verwendung will¬

kürlich bewegbarer Prothesen bei unseren Kriegs¬
amputierten44 folgende Darstellungen:

Das Problem der willkürlich bewegbaren
Hand setzt sich aus einem chirurgischen and

einem technischen Teil zusammen. Die chirur¬

gische Aufgabe bezweckt die Herstellung lei¬

stungsfähiger lebender Kraftquellen aus den

Muskeln, die für eine leichte mechanische Ver¬

bindung mit der Maschine der künstlichen Hand

eingerichtet sein müssen.

Die technische Förderung erstreckt sich auf

eine zweckmäßig gebaute Maschine, die in Ver¬

bindung mit den lebenden Kraftquellen die

normalen Bewegungen und Leistungen der

lebenden Hand möglichst erfolgreich nachahmt.

Hierher gehört auch die Beschaffung zweckmäßig
gebauter Prothesen für den Unter- und Oberarm.

Die chirurgische Umgestaltung der Stümpfe
wird eine möglichst freie Beweglichkeit und große
Hubhöhe des Muskels zu erreichen versuchen.

Daneben müßte sie eine leichte mechanische

Verbindung mit der Maschine der künstlichen

Hand ermöglichen
Besitzt die Stumpfmuskulatur von vornherein

noch ihre natürliche Beweglichkeit und Ver¬

schieblichkeit, so ist die chirurgische Aufgabe
leicht. Es genügt, die Muskeln für eine zweck¬

mäßige Verbindung mit dem Ersatzglied ein¬

zurichten. Diese günstigen Verhältnisse bestehen

kurze Zeit nach der Absetzung des Gliedes, am

Oberarm fast immer, am Unterarm sehr häufig.
Hat die Muskulatur eines Stumpfes durch lange
Untätigkeit Kraft und ausreichende Verkürzung
eingebüßt, so geht dem chirurgischen Eingriff
eine längere Vorbehandlung des Stumpfes voraus.

Aktive un i passive Übungen beseitigen die

Atropni^ des Gewebes, das an Masse und Kraft

allmählich zunimmt Es ist für die Bewertung
des Verfahrens wichtig zu wissen, daß selbst noch

nach Jahren die Muskulatur von Ampatationssfümpfen
durch zweckmäßige Einschulung für den neuen Zweck

erfolgreich beeinflußt werden kann.

Beide Aufgaben, die des Cnirurgen und Tech¬

nikers, fallen zusammen und wurden in gegen¬

seitiger Verbindung einer glücklichen Lösung
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zugeführt Hauptaufgabe der chirurgischen Be¬

handlung ist e* dann, einen Kanal durch den

Muskel zu schaffen und diese werden im ope¬

rativen Verfahren erreicht Ein Hautlappen wird

über dem Ende des Muskels geschnitten, der

Kraftwulst (Muskulatur) stumpf durchbohrt. Der

Hautlappen wird dann eingerollt und so zu einem

Schlauch umgewandelt. Mit Hilfe des Seiden¬

fadens wird das Ende de3 Hautschlauches durch

den Muskelkanal hindurchgezogen und dort zur

Einhebung gebracht. Der Hautdefekt wird durch

Naht geschlossen oder durch Transplantation ge¬

deckt Durch diese Operation wird der Muskel¬

wulst mit einem breiten Kanal durchsetzt. Seine

Ausheilung mit gut ernährter gepolsterter Haut

ermöglicht später eine starke Belastung ohne

ungünstige Nebenwirkung. Ein durch den Kanal

geführter Elfenbeinstift muß alle Bewegungen
der Muskulatur mitmachen.

Mit der plastischen Umgestaltung der Mus¬

kulatur ist die ärztliche Arbeit noch nicht beendet.

Es folgt jetzt die Einübung und Einschulung der

lebenden Kraftquellen für die besondere Aufgabe.
Der Invalide muß lernen die Tätigkeit seiner

Muskeln wieder vollständig dem Willen zu unter¬

werfen. Die physiologische antagonistische Tätig¬
keit der Beuger und Strecker stellt sich sehr bald

ein. Etwas länger dauert die gleichzeitige Kon¬

traktion von Beugern und Streckern; auch schnelle

und langsame, starke und schwache Kontrak¬

tionen der Muskulatur sind anzustreben.

Die eigentliche Prothesenfrage ist sodann

ebenfalls bis jetzt in glücklicher Weise gelöst
worden und in technisch feinsinniger Weise

wirklich brauchbar geschaffen.
Die Leistungen von Invaliden mit einer will¬

kürlich bewegbaren Hand richten sich naturgemäß

je nach der Art und Länge des Stumpfes und

nach der Zahl und Ausbildung der Kraftquellen.
Das Optimum ist bei längeren oder mittleren

Unterarmstümpfen mit zwei Kraftquellen zu er¬

warten. Hier verfügt der Invalide über die

normale Bewegung des Armes im Schulter- und

Ellbogengelenk. Die beiden Kraftquellen erlauben

Beugung und Streckung der H ind, die den phy¬
siologischen Verhältnissen ziemlich nahe kommt.

Durch die außerdem erhaltene freie Pro- und

Supination des Stumpfes, die sich der Hand mit¬

teilt, gewinnen die Verrichtungen der Hand etwas

Gefälliges und Natürliches. In der Tat kann ein

solcher Invalide alle nennenswerten mechanischen

Leistungen der lebenden Hand nachahmen. Ja

es kann vereinzelt sogar mehr erreicht werden.

Beuger und Strecker vermitteln durch ihre anta¬

gonistische Tätigkeit dem Invaliden ein feines

Gefühl für den Muskelwiderstand, der beim Zu¬

fassen eines Gegenstandes eintritt. Im Laufe

der Zeit lernen die Invaliden dieses Gefühl für

die Erkennung und Beurteilung von Gegen¬
ständen verwerten. Man ist überrascht zu sehen,
daß sie dann ohne Kontrolle der Augen dicke

und dünne, sowie harte und weiche Gegenstände
unterscheiden können.

Oberarmamputierte können naturgemäß mit

den Unterarmamputierten nicht verglichen werden;
immerhin erreicht man willkürliches Beugen und

Strecken des Ellbogens, festes Fassen und Halten

von Gegenständen, wie sie im täglichen Leben

ausgeübt werden. Unter Zuhilfenahme von Sperr-
vornchtungen können auch schwere Gegenstände
bei der Arbeit genügend gehandhabt werden. Das

hier Behauptete deckt sich tatsächlich mit dem,
was praktisch gesehen und bereits am Eingang

unserer Ausführungen betont wurde. Selbst¬

verständlich ist bei der Bewertung der Ver¬

richtungen jeder künstlichen Hand ein Vergleich
mit der lebenden unangebracht Es erhellt, daß

selbst die Leistungen einer idealen künstlichen

Hani hinter den Möglichkeiten der normalen weit

zurückbleiben müssen. Alle die feinen Wechsel¬

beziehungen zwischen der lebenden Hand und

dem Gesamtorganismus, die das periphere und

zentrale Nervensystem besorgen, fallen fort Kein

Ersatzglied kann dem Invaliden das Fühlen,
Tasten vermitteln. Das für die Bewegungen der

Hand so wichtige Lagegefühl, der Muskelsinn

und alles das, was wir unter dem Namen der

Koordination zusammenfassen, wird dem Invaliden

immer fehlen. Ja selbst die rein mechanischen

Leistungen können nur mit Einschränkungen
nachgeahmt werden. Die lebende Hand hat für

das Spiel ihrer Bewegungen eine Unzahl von

Kräften zur Verfügung, die für sich und in ge¬
schickter Verbindung wirken. Der künstlichen

Hand fehlt diese Vielseitigkeit. Aber soweit ist

man gekommen, daß die wichtigsten Verrichtungen
der lebenden Hand erfolgreich nachgeahmt werden
können. Das ist jedenfalls für den praktischen
Erfolg in der Wiederverwertung unserer Kriegs¬
und Friedensverstümmelten schon jetzt von aus¬

schlaggebender Bedeutung und wert, die Auf¬

merksamkeit der sozialen Versicherungsträger
zu beanspruchen. Diese haben auch das neue

Verfahren im Auge zu behalten und, wenn es

als abgeschlossen und bewährt angesehen werden

kann, zur Verwendung zu bringen,

Sekretär J. Eckert. Deisenhofen bei München.

Literatur«

Lehmann. Heimat. nDas neue Recht der Kranken¬

versicherung während der wirtschaftlichen Demobll-

machang.u (Dresden, 1919. Verlagsgesellschaft
der Ortskrankenkassen m. b. H.)

Von dem rührigen Gaschäftsführer des Haupt¬
verbandes Deutscher Ortskrankenkassen ist unter

obigem Titei eine neue Schrift erschienen

(47 Seiten), in der die Umgestaltung der Kranken¬

versicherung nach der RVO. während des Krieges
an Hand der verschiedentlich ergangenen Gesetze,

Verordnungen und Erlasse veranschaulicht wird.

Behandelt wird die Rechtsänderung von der Not-

gesetzgebung vom 4. August 1914 an, um mit

der jüngsten Verordnung der Reichsregierung
vom 5. Februar 1919 betreffend Wahl des Vorstands¬

vorsitzenden bei den Ortskrankenkassen aud über

die Kassenangestellten zu schließen. Die durch

die verschiedenen gesetzgeberischen Eingriffe
umgestaltete Krankenversicherung wird durch

Gegenüberstellung der in Betracht kommenden

Paragraphen der Reichsversicherungsordnung und
der hierzu ergangenen Abänderungen klar vor

Augen geführt; die zu den einzelnen früheren

Bestimmungen ergangenen Abänderungen, Er¬

gänzungen usw. sind hierdurch steter Beachtung
gesichert. Auch die nicht in diesen Rahmen der

Stoffviehandlung sich eingliederndenVerordnungen
(Wochenhilfe während des Krieges) sind zum

Schluß der Zusammenstellung angeführt Ein

übersichtliches Stichwörterverzeichnis erhöht die

Brauchbarkeit des für die Praxis unentbehrlichen
Hilfsmittels. Das kleine Werkchen kann deshalb

jedem in der Arbeiterversicherung ehrenamtlich

oder beruflich Tätigen nur empfohlen werden. Z.
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Der ©tcUenna^rocis
i|t fe||t oon der größten tDidjtiafeit. Sei der großen

eteUenlofigfeit befonders unter unferen beim*

geteerten Uriegsteilne^mern nnd nnferen roeiMidSen

6ernf0Qnger)6rigen

muß
für be(<a)(eunigte Unterbringung geforgt werden,

^ede offene Stellung bei 6el>ördcn, ßronfenfofTen,

fccrufegenefTfnföaften, Kcd)te<inn>ältcn, Potent»

anmalten; Derßa^erungsgereUfa^often und 3nduflrie*

betrieben ift fofort unferem auflandigen 0>rtS' oder

unferem 3mtraU6teUenna4)meis ju melden«

mit ollen fflittetn muß die eteUenoermittelung

gefördert werden-

Vertragsformulare
zur Anstellung auf Grund der Dienstordnung

Preis:

bis 25 Stück pro Stück 2t PL

darüber
.

15
.

hält vorrätig

Verlagsbuchhandlung Carl Giebel
Berlin 0 27, Dircksenstraße 4.

Von der

Pensions- und Hinterbliebenenfursorge
des Verbandes der Bureauangesteilten

können Im Einzelfall bereits nadi 5 Jahren gewahrt werden:

InvalidenunterstQtzung: 150 Mk. jährlich pro Anteil (der Satz

steigt mit der Oauer der zurückgelegten Wartezelt);

mtersunterstUtzung: nadi vollendetem 65. tebens|ahre in Höhe

der InvalidenunterstQtzung;
WltwenunterstOtzung: 50 v.H der InvalidenunterstQtzung;

WaisenunterstUtzung an Waisen Im Alter bis zu 16 Jahren.

An Bertragen Ist pro Unterstützungsanteil und Monat zu zahlen:

1.10 Mk. von Mitgliedern, die Im Alter bis zu eO Jahren

1.50 50
„

2,— . „ m „
höheren Arter Anteile erwerben.

Es können bis zu fünf Anteilen übernommen werden.

8eitrtttsformulare und nähere Auskünfte übermittelt auf Wunsch die

Hauptgeschäftsstelle des Verbandes

Verbandsvorsitzender Carl Blebei. Berlin 0 27, Oktksenstrafte *

Dr.F.E.Petri

in der deutschen Schrift-

und Umgangssprache.

Große Ausgabe
30. Auflage, vollständig neu bearbeitet

von Oberlehrer Lie. Dr. Wilhelm Erbt

75 Oruckbogen • 1200 Selten mit über

100000 Worterklärungen

Gebunden 10 Mark

Volks - Ausgabe
39. Auflage, neu bearbeitet von Prot

Dr. Rudolf Krause

55 Oruckbogen • 862 Seiten mit etwa

70000 Worterklärungen
Gebunden 7.50 Mark

Zu beziehen durch die

Vörbandi • Buchhandlung Carl (tieoci

terlin 0 27. lirrkftenstrafm 4.

7eugnisabsdiriiten
fertigt schnellstens, sauber und

preiswert an

AflAlnff Virtrieb von Maschinen

rUslIlUt und Bureaubedarf.

Berlin W 35. Potsdamer Strafte 113,
Fernruf: Kurfürst 9497, Lfltzow 7<V»

utistiscne Werke _a
Art, Klassiker-Ausgaben

und sonstige llterarlscüe

Erscheinungen
können bezogen werden durch die

ferbandsbadinäDdlDBo Carl Giebel
Berlin 0 27. Dircksenstrafie »

Weiße Briefumschläge, »£££„
hellroter Siegellack, '"*:::"'
tielaflsaftfttger ßureaulclm

in Dosen (260 g) mit Pinsel.

Farbbänder

Kohlepapiere
liefert preiswert

flffAffin Vertrieb von Maschinen

rUslIlUf und Bureaubedarf,

Berlin W 35. Potsdamer Straß« 11)

Fernruf KarfOra» <M«7. LAtaow 70SQ

J für Sdireibmaschlnefi

Verl**: C. Utebel, Berlin (> 27, DircJwnatrafle 4. — Verantwortlich fttr den AnaeUjenteil. H. Zaddacn, Berlin.

Drnck tob Alexander Schlick* * Cie., Berlin N H KUaaser StrmiJe M-M.

02146433091951


